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Sitzung des Stadtrates am 29.04.2026
Antrag der AfD-Stadtratsfraktion zur Erstellung und Ausreichung einer Handreichung 
mit inkludiertem Prüfschema zur Feststellung einer Hinderung an der Beratung und 
Entscheidung (Mitwirkungsverbot) gemäß § 33 KVG LSA
Vorlagen Nr. VIII/2026/02560
TOP 10.1
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:

Die Verwaltung empfiehlt, den Antrag abzulehnen.
 
Begründung:
 
Mit dem Antrag soll die Verwaltung beauftragt werden, eine von der Oberbürgermeisterin der
Stadt Magdeburg für den Stadtrat Magdeburg herausgegebene Handreichung zum
gesetzlichen Mitwirkungsverbot nach § 33 Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) zu prüfen, ggf. zu überarbeiten und auf dieser Grundlage eine
Handreichung für den Stadtrat der Stadt Halle (Saale) zu erstellen. Diese soll gezielt auf die
den Stadträtinnen und Stadträten obliegenden Prüf- und Anzeigepflichten hinweisen sowie
Handlungsempfehlungen bei Vorliegen eines Mitwirkungsverbotes für das betroffene
Stadtratsmitglied aufzeigen. Die Verwaltung wird weiterhin beauftragt, die erarbeitete
Handreichung unverzüglich allen Stadträtinnen und Stadträten einschließlich eventuellen
Nachrückern zur Verfügung zu stellen und bei zukünftigen neuen Wahlperioden in den
konstituierenden Sitzungen den Mandatsträgern zugänglich zu machen. 
 
Dem Stadtrat kommt keine Befugnis zu, die Verwaltung zu beauftragen, eine Handreichung
einer anderen Kommune auf Recht- und Zweckmäßigkeit und eventuellen Änderungsbedarf
zu überprüfen. Ebenso wenig kann der Stadtrat beschließen, dass die Verwaltung den
Stadträtinnen und Stadträten eine Ausarbeitung für die ihnen obliegende gesetzliche
Verpflichtung zur Prüfung und Entscheidung über das Vorliegen eines Mitwirkungsverbots
erstellt. Wie in der Handreichung für den Stadtrat Magdeburg zu Recht ausgeführt wird, trägt
jedes ehrenamtliche Mitglied gemäß § 33 Abs. 4 KVG LSA selbst die Verantwortung dafür,
eine mögliche Interessenkollision zu erkennen und dies vor der Beratung und
Beschlussfassung dem Vorsitzenden mitzuteilen. Hierauf wird auch jedes ehrenamtliche
Mitglied bei Aufnahme seiner Tätigkeit explizit hingewiesen und belehrt. Hintergrund ist, dass
nur der Betreffende selbst erkennen kann, ob er bei der Beratung und Beschlussfassung
einem Interessenkonflikt unterliegt und damit ein Mitwirkungsverbot gegeben ist. 
 
Die Verwaltung hat auch in der Vergangenheit bewusst darauf verzichtet, eine entsprechende
allgemeine Ausarbeitung bzw. ein Prüfschema zu den rechtlichen Voraussetzungen des
Mitwirkungsverbots nach § 33 KVG LSA für die Mitglieder des Stadtrates herauszugeben. Die
Frage, ob ein die Mitwirkung ausschließender unmittelbarer Vor- oder Nachteil vorliegt, kann
nicht allgemein, sondern nur aufgrund einer wertenden Betrachtungsweise der Verhältnisse
im Einzelfall entschieden werden. Dies ist auch der Grund, warum es eine Vielzahl von
gerichtlichen Entscheidungen, juristischen Aufsätzen und Kommentierungen hierzu gibt und



warum auch die zunächst einmal von der Stadt Magdeburg erstellte Informationsvorlage zum
Mitwirkungsverbot für Stadträtinnen und Stadträte aus dem Jahr 2008 einen Umfang von 4
Seiten hatte und die aktuelle Handreichung 10 Seiten umfasst, ohne den Anspruch auf
Vollständigkeit haben zu können. Lediglich aufgrund der Besonderheiten des
Jugendhilfeausschusses war der Versuch unternommen worden, mit Informationsvorlage vom
31.01.2014 (Vorlagen-Nr.: V/2014/12468) den Mitgliedern des Jugendhilfeausschusses eine
Handreichung zum Mitwirkungsverbot zur Verfügung zu stellen. Es erscheint daher
zielführender und hat sich nach Ansicht der Verwaltung auch in der Praxis bewährt, dass sich
die Mitglieder des Stadtrates bei Fragen zum Vorliegen eines Mitwirkungsverbotes im Vorfeld
der Beratung und Beschlussfassung der Angelegenheit an die Verwaltung wenden können
und so konkret im jeweiligen Einzelfall beraten werden. 
 
Soweit mit Ziff. 3 des Antrages die Verwaltung beauftragt werden soll, in der Handreichung
gezielt darauf hinzuweisen, dass Ehrenamtler gemäß § 33 Abs. 4 KVG LSA verpflichtet sind,
unaufgefordert ein mögliches Mitwirkungsverbot bei der zuständigen Stelle anzuzeigen und
den Beratungsraum zu verlassen haben, wird auf § 10 Abs. 3 der Geschäftsordnung für den
Stadtrat und seine Ausschüsse verwiesen.
 
 
 
Dr. Alexander Vogt
Oberbürgermeister




